
Landammann und Regierungsrat des Kantons Uri 

Eidgenössisches Departement des Innern (EDI) 

Bundesamt für Gesundheit (BAG) 

Direktionsbereich Kranken- und Unfallversicherung 

Abteilung Tarife und Grundlagen 

Schwarzenburgstrasse 157 

3003 Bern 

Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenversicherung (KVG) (Versicherung für inhaftierte 

Personen); Vernehmlassung 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Mit Schreiben vom 22. November 2023 unterbreitet das Eidgenössische Departement des Innern 

(EDI) den Kantonsregierungen einen Entwurf zur Änderung des Bundesgesetzes über die Krankenver­

sicherung (KVG) (Versicherung für inhaftierte Personen) zur Stellungnahme. 

Der Regierungsrat unterstützt grundsätzlich die geplante Revision des KVG, mit der die Versiche­

rungspflicht für in der Schweiz inhaftierte Personen ohne Wohnsitz in der Schweiz eingeführt werden 

soll. Die Versicherungspflicht wird die unterschiedlichen kantonalen Regelungen zur Finanzierung von 

medizinischen oder pflegerischen Leistungen für diese Personengruppe ablösen. Für den Regierungs­

rat ist es in diesem Zusammenhang wichtig, dass mit der neuen Regelung sowohl der administrative 

Aufwand eingeschränkt und die Kosten abschätzbarer gemacht werden können. Bei der Umsetzung 

dieser Versicherungspflicht besteht für den Regierungsrat jedoch noch Präzisierungsbedarf. 

Gemäss Vorlage werden Zuständigkeiten und Kompetenzen bezüglich Versicherungsobligatorium für 

Inhaftierte ohne Wohnsitz in der Schweiz dem einweisenden Kanton übertragen (Kontrolle der Ein­

haltung der Versicherungspflicht, Prämienverbilligung, Restfinanzierung bei Pflegebedürftigkeit und 

Abgeltung des kantonalen Anteils bei stationären Leistungen). Dem Standortkanton der Institution 

soll der Abschluss von Rahmenverträgen bzw. die Einschränkung von der Wahl des Versicherers und 




